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Text-Rückmeldungen

Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

Rückmeldungen zum
Entwurf

Titel und Ingress Gesamtbeurteilung und allgemeine Anregungen

Sehr geehrte Frau Regierungsrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Die SP Kanton Zürich dankt für die Möglichkeit, zu den Verordnungsentwürfen
und Nebenänderungen im Zusammenhang mit dem totalrevidierten Gesetz über
die Information und den Datenschutz Stellung zu nehmen.

Die SP begrüsst die mit den Vernehmlassungsvorlagen verfolgten Ziele
grundsätzlich. Ein niederschwelliger Zugang zu behördlichen Informationen, ein
wirksamer Schutz der Grundrechte sowie eine transparente und
nachvollziehbare Verwaltung sind zentrale Voraussetzungen für das Vertrauen
der Bevölkerung in staatliches Handeln. In verschiedenen Punkten besteht aus
Sicht der SP jedoch Präzisierungs- und Anpassungsbedarf.

Verordnung über die Information und den Datenschutz

Die SP begrüsst insbesondere die Konkretisierung des Öffentlichkeitsprinzips
und die Einführung des Schlichtungsverfahrens. Der Informationszugang darf
jedoch nicht durch zu kurze Fristen, hohe oder je nach Gemeinde stark
unterschiedliche Kosten sowie unnötige Verfahrensverzögerungen erschwert
werden. Das Schlichtungsverfahren ist so auszugestalten, dass öffentliche
Organe aus einer verweigerten Mitwirkung keinen Vorteil ziehen können.

Bei Datenbearbeitungen, die voraussichtlich ein hohes Risiko für die
Grundrechte der betroffenen Personen zur Folge haben, sind besonders hohe
Anforderungen und Schranken nötig. Dies betrifft insbesondere Pilotversuche
mit besonderen Personendaten sowie den Verzicht auf eine gesonderte
Vorabkontrolle. Die entsprechenden Ausnahmen sind eng zu begrenzen und
müssen auf einer vollständigen und dokumentierten Beurteilung der konkreten
Datenbearbeitung beruhen.

Verordnung über das Verzeichnis der algorithmischen Entscheidsysteme

Die SP begrüsst die Schaffung eines öffentlichen Verzeichnisses der
algorithmischen Entscheidsysteme. Ein solches Verzeichnis kann wesentlich
dazu beitragen, den Einsatz algorithmischer Systeme nachvollziehbar zu
machen und die demokratische sowie grundrechtliche Kontrolle zu stärken.

Das Verzeichnis muss möglichst vollständig, zentral zugänglich, aktuell und
barrierefrei ausgestaltet werden. Für die Bevölkerung soll unabhängig vom
zuständigen öffentlichen Organ erkennbar sein, wo algorithmische Systeme
eingesetzt werden und welche Grundrechte davon betroffen sein können. Auch
ausser Betrieb genommene Systeme sollen während einer angemessenen
Dauer dokumentiert bleiben.

Gerade bei Systemen, die im sicherheits- oder polizeilichen Bereich eingesetzt
werden, dürfen Ausnahmen nicht dazu führen, dass besonders
grundrechtsrelevante Anwendungen der öffentlichen Kontrolle vollständig
entzogen werden. Soweit einzelne operative Angaben geschützt werden

Siehe oben
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Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

müssen, sind die Ausnahmen eng zu begrenzen und nachvollziehbar zu
begründen.

Verordnung über den Datenkatalog und die offenen Behördendaten

Die SP begrüsst den Ausbau des Datenkatalogs und der offenen
Behördendaten. Die Veröffentlichung staatlicher Daten kann die Transparenz
staatlichen Handelns verbessern und die Nutzung öffentlicher Daten durch
Bevölkerung, Wissenschaft, Medien, Zivilgesellschaft und andere öffentliche
Organe erleichtern.

Offene Behördendaten sollen zeitnah, maschinenlesbar, in offenen Formaten
und unter klar bezeichneten offenen Nutzungsbedingungen veröffentlicht
werden. Der Datenkatalog soll ausreichende Angaben zur Struktur, Qualität und
Aktualität der Informationsbestände enthalten. Bei der Prüfung, welche Daten
veröffentlicht werden sollen, sind auch die Bedürfnisse und Vorschläge Dritter
angemessen zu berücksichtigen.

Der Datenschutz ist konsequent zu gewährleisten. Gleichzeitig sollen
Informationen, deren Veröffentlichung rechtlich zulässig ist, nicht pauschal von
der Veröffentlichung als offene Behördendaten ausgeschlossen werden.
Erforderlich ist eine differenzierte Beurteilung unter Berücksichtigung der
gesetzlichen Grundlagen, der betroffenen Interessen und der Möglichkeit einer
Anonymisierung.

Nebenänderungen und Open Source Software

Die SP begrüsst ausdrücklich die vorgesehenen Bestimmungen zu Open
Source Software. Software, die von der kantonalen Verwaltung zur Erfüllung
ihrer Aufgaben entwickelt oder entwickeln gelassen wird, soll grundsätzlich
offengelegt und unter einer geeigneten Open-Source-Lizenz zur Verfügung
gestellt werden.

Mit öffentlichen Mitteln entwickelte Software soll nach Möglichkeit öffentlich
zugänglich, wiederverwendbar und gemeinsam weiterentwickelbar sein. Dies
fördert die Transparenz und den Wissensaustausch, ermöglicht die gemeinsame
Nutzung öffentlicher Lösungen und vermindert Abhängigkeiten von einzelnen
Anbieterinnen und Anbietern. Ausnahmen vom Grundsatz der Offenlegung sind
deshalb restriktiv zu handhaben und nachvollziehbar zu begründen.

Vor diesem Hintergrund beantragt die SP die in den jeweiligen Verordnungen
ausgeführten Änderungen und Präzisierungen.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 4 b. Übertragung an
weitere Dritte

§ 4 Abs. 1 und 2 seien wie folgt zu ergänzen:

1 Die Bewilligung zur Übertragung der Bearbeitung an weitere Dritte gemäss §
10 Abs. 2 lit. c IDG kann spezifischer oder allgemeiner Art sein. Eine allgemeine
Bewilligung bezeichnet mindestens die Art und den Umfang der zulässigen
Bearbeitungen, die Kategorien der betroffenen Personendaten sowie die
Anforderungen, welche die weiteren Dritten erfüllen müssen.

Eine allgemeine Bewilligung darf nicht zu einer pauschalen Blankovollmacht
werden. Das öffentliche Organ bleibt für die rechtmässige Bearbeitung
verantwortlich und muss beurteilen können, welche Aufgaben, Daten und
Risiken auf weitere Dritte übertragen werden. Ein wirksames Widerspruchsrecht
setzt sowohl hinreichend konkrete Angaben als auch eine angemessene
Reaktionsfrist voraus.
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Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

2 Bei einer allgemeinen Bewilligung informiert der Dritte das öffentliche Organ
mindestens 30 Tage vor jedem beabsichtigten Beizug und Ersatz weiterer
Dritter. Die Information umfasst insbesondere Name und Sitz des weiteren
Dritten, den Ort der Datenbearbeitung, Art und Umfang der vorgesehenen
Bearbeitung sowie die betroffenen Datenkategorien. Das öffentliche Organ kann
Widerspruch gegen die Änderung erheben.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 8 b. Überprüfung,
Aktualisierung und
Entfernung

Antrag

§ 8 Abs. 1 sei wie folgt ergänzen

¹ Das öffentliche Organ überprüft die Angaben im Verzeichnis der
Informationsbestände mindestens einmal jährlich. Wesentliche Änderungen
führt es unverzüglich, spätestens jedoch innert 30 Tagen nach ihrem Eintritt, im
Verzeichnis nach.

Ein vollständig durch die einzelnen öffentlichen Organe festgelegter
Überprüfungsrhythmus kann zu langen und kantonsweit unterschiedlichen
Aktualisierungsintervallen führen. Eine jährliche Mindestüberprüfung ist
verhältnismässig und stellt sicher, dass die Verzeichnisse ihre
Transparenzfunktion erfüllen. Wesentliche Änderungen müssen darüber hinaus
ohne sachlich nicht gerechtfertigte Verzögerung nachgeführt werden. Die
Höchstfrist von 30 Tagen schafft Rechtssicherheit, ohne eine frühere
Aktualisierung auszuschliessen.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 11 c. Berichterstattung § 11 Abs. 1 lit. a sei wie folgt zu fassen:

a. die Anzahl der im Berichtsjahr eingereichten Gesuche um
Informationszugang, soweit sie dokumentiert sind, aufgeschlüsselt nach
schriftlichen und mündlichen beziehungsweise sonstigen formlosen Gesuchen,

Die Beschränkung der Berichterstattung auf schriftliche Gesuche bildet die
tatsächliche Inanspruchnahme des Öffentlichkeitsprinzips nur unvollständig ab.
Je nach Praxis eines öffentlichen Organs werden Zugangsgesuche häufig
formlos, insbesondere per einfachem E-Mail oder mündlich, gestellt und
beantwortet.

Eine Beschränkung auf bereits dokumentierte formlose Gesuche würde zu einer
uneinheitlichen Berichterstattung führen und könnte öffentliche Organe, die
formlose Gesuche nicht systematisch erfassen, von der Meldepflicht
ausnehmen. Deshalb ist eine einfache Erfassungspflicht vorzusehen.

Nicht erfasst werden müssen reine Auskunfts- und Verständnisfragen, die
unmittelbar und ohne Prüfung von Zugangsgründen beantwortet werden
können. Meldepflichtig sind formlose Gesuche dann, wenn das öffentliche
Organ materiell prüfen muss, ob der Zugang gewährt, eingeschränkt,
aufgeschoben oder verweigert wird.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 12 Angaben zum
Gesuchsgegenstand

§ 12 Abs. 4 sei wie folgt zu ändern:

4 Macht die gesuchstellende Person nicht innert zehn dreissig Tagen nach der
Aufforderung die für die Identifizierung der verlangten Informationen zusätzlich
erforderlichen Angaben, gilt das Gesuch als zurückgezogen. Das öffentliche
Organ kann die Frist auf begründetes Gesuch verlängern.

Eine zehntägige Frist ist für Personen ohne juristische oder administrative
Erfahrung sehr kurz, insbesondere bei Ferien, Krankheit, Behinderung oder
komplexen Informationsbeständen. Eine Frist von 30 Tagen wahrt die
Verfahrenseffizienz, ohne den Informationszugang unnötig zu erschweren.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 19 Kosten bei
erheblichem Aufwand

§ 19 sei um folgenden Abs. 2 zu ergänzen:

² Bei öffentlichen Organen der Gemeinden dürfen die Kosten den in § 2 lit. f der
Gebührenordnung für die Verwaltungsbehörden festgelegten Höchstbetrag nicht
überschreiten. Tiefere kommunale Ansätze und der Verzicht auf eine
Kostenerhebung bleiben vorbehalten.

Das Recht auf Informationszugang soll im ganzen Kanton zu vergleichbaren
Bedingungen ausgeübt werden können. Unterschiedliche kommunale
Gebührenordnungen können zu sachlich kaum begründbaren Unterschieden
führen und die Wahrnehmung des Zugangsrechts je nach Gemeinde
unterschiedlich stark erschweren. Eine kantonale Höchstgrenze schafft einen
verbindlichen gemeinsamen Rahmen, während tiefere kommunale Ansätze und
ein vollständiger Gebührenverzicht weiterhin möglich bleiben sollen.
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Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 20 Grundsätze § 20 Abs. 1 sei wie folgt zu ergänzen:

¹ Im Rahmen eines Schlichtungsverfahrens klärt die oder der Beauftragte ab, ob
das öffentliche Organ das Zugangsgesuch rechtmässig und angemessen
bearbeitet hat. Das Schlichtungsverfahren ist unter Berücksichtigung der
Umstände des Einzelfalls möglichst rasch durchzuführen und innert
angemessener Frist abzuschliessen.

In den Erläuterungen wird festgehalten, dass Schlichtungsverfahren möglichst
rasch voranzutreiben sind. Dieser Grundsatz sollte angesichts der Bedeutung
eines zeitnahen Informationszugangs auch im Verordnungstext verankert
werden. Die offene Formulierung trägt zugleich der unterschiedlichen
Komplexität der Verfahren Rechnung und verzichtet bewusst auf eine starre
Erledigungsfrist.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 21 Mitwirkung § 21 Abs. 4 sei zu ersetzen und um einen Abs. 5 zu ergänzen:

⁴ Weigert sich das öffentliche Organ, am Schlichtungsverfahren teilzunehmen,
oder verzögert es das Verfahren missbräuchlich, stellt die oder der Beauftragte
fest, dass die Schlichtung nicht zustande gekommen ist, und gibt eine
Empfehlung ab. Die Verletzung der Mitwirkungspflicht wird in der Empfehlung
festgehalten. In schweren oder wiederholten Fällen informiert die oder der
Beauftragte die zuständige Aufsichts- oder vorgesetzte Behörde.

⁵ Weigert sich die Person, die um Zugang zu Informationen ersucht hat, an der
Schlichtung teilzunehmen, oder verzögert sie das Verfahren missbräuchlich,
kann die oder der Beauftragte feststellen, dass die Schlichtung nicht zustande
gekommen ist.

Das IDG verpflichtet das öffentliche Organ zur Teilnahme am
Schlichtungsverfahren. Es darf aus einer Verletzung dieser Pflicht keinen Vorteil
ziehen und insbesondere die Abgabe einer Empfehlung nicht verhindern
können. Die ausdrückliche Feststellung der Pflichtverletzung und die Information
der zuständigen Aufsichts- oder vorgesetzten Behörde in schweren oder
wiederholten Fällen schaffen angemessene und verhältnismässige Folgen.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 24 Pilotversuche § 24 sei wie folgt zu fassen:

Ein Pilotversuch gilt nur als unentbehrlich, wenn

a. die Erfüllung einer Aufgabe technische Neuerungen erfordert, deren
Auswirkungen ohne eine praktische Erprobung nicht hinreichend beurteilt
werden können;

b. die Erfüllung einer Aufgabe bedeutende organisatorische oder technische
Massnahmen erfordert, deren Wirksamkeit ohne eine praktische Erprobung
nicht hinreichend beurteilt werden kann, insbesondere bei der Zusammenarbeit
mit öffentlichen Organen des Bundes, anderer Kantone, der Gemeinden oder
mit Privaten;

c. die erforderlichen Erkenntnisse nicht mit verhältnismässigem Aufwand durch
weniger grundrechtsintensive Mittel, insbesondere durch Simulationen,
Testumgebungen oder die Verwendung anonymisierter oder synthetischer
Daten, gewonnen werden können; und

d. der Pilotversuch zeitlich, sachlich und hinsichtlich des Kreises der betroffenen
Personen angemessen begrenzt wird und die Bearbeitung besonderer
Personendaten auf das für den Versuchszweck erforderliche Mass beschränkt
bleibt.

Die SP steht Pilotversuchen, bei denen besondere Personendaten ohne
vollständige gesetzliche Grundlage bearbeitet werden, grundsätzlich kritisch
gegenüber. Solche Datenbearbeitungen sind besonders grundrechtssensibel
und bedürfen einer engen Begrenzung. Die Voraussetzungen und
Schutzvorkehrungen des übergeordneten Rechts bleiben dabei
uneingeschränkt anwendbar.

Die im Entwurf genannten technischen Neuerungen sowie organisatorischen
oder technischen Massnahmen können eine praktische Erprobung rechtfertigen.
Sie sollen jedoch für sich allein nicht genügen. Zusätzlich muss geprüft werden,
ob die erforderlichen Erkenntnisse mit weniger grundrechtsintensiven Mitteln
gewonnen werden können. Der Pilotversuch und die dabei erfolgende
Bearbeitung besonderer Personendaten sind zudem auf das erforderliche Mass
zu beschränken.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 27 b. Durchführung § 27 Abs. 1 lit. a sei zu ergänzen und eine neue lit. d aufzunehmen:

a. eine Beschreibung der beabsichtigten Datenbearbeitung, insbesondere ihres
Zwecks, ihrer Art und ihres Umfangs, der betroffenen Personengruppen und
Datenkategorien, der eingesetzten Systeme, der Empfängerinnen und

Eine wirksame Vorabkontrolle setzt vollständige und hinreichend konkrete
Informationen voraus. Eine allgemeine Beschreibung der Datenbearbeitung
genügt nicht. Die Datenschutz-Folgenabschätzung und die verbleibenden
Risiken müssen ausdrücklich Teil der einzureichenden Unterlagen sein, damit
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Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

Empfänger sowie der Zuständigkeiten,

d. die Datenschutz-Folgenabschätzung einschliesslich der Bewertung von
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der Risiken, der vorgesehenen
Schutzmassnahmen und der verbleibenden Restrisiken

die oder der Beauftragte die Verhältnismässigkeit und die Schutzmassnahmen
beurteilen kann.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 28 c. Verzicht und
Wegfall

§ 28 Abs. 1 sei wie folgt zu ändern:

1 Die oder der Beauftragte kann ausnahmsweise auf eine gesonderte
Vorabkontrolle verzichten, wenn sie oder er die vollständigen Unterlagen
gemäss § 27 Abs. 1 und die wesentlichen Aspekte der konkreten
Datenbearbeitung bereits im Rahmen einer anderen dokumentierten Prüfung
abschliessend beurteilt hat. Der Verzicht und seine Gründe sind zu
dokumentieren.

Eine projektbegleitende Mitwirkung kann wertvoll sein, ist aber nicht automatisch
gleichwertig mit einer formellen Vorabkontrolle.

Die Datenschutzfolgenabschätzung betrifft gemäss § 37 Abs. 1 IDG gerade
Datenbearbeitungen, die voraussichtlich ein hohes Risiko für die Grundrechte
der betroffenen Personen zur Folge haben. Entsprechend hoch sind die
Anforderungen an die Prüfung der vorgesehenen Schutzmassnahmen.

Oft verändern sich Projekte, Systeme und Schutzmassnahmen während der
Umsetzung. Ein Verzicht auf die formelle Vorabkontrolle darf deshalb nur
ausnahmsweise erfolgen, wenn eine gleichwertige und dokumentierte Prüfung
der konkreten Endausgestaltung bereits stattgefunden hat und die
verbleibenden Grundrechtsrisiken umfassend beurteilt wurden.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 28 c. Verzicht und
Wegfall

§ 28 Abs. 2 sei zu streichen.

eventualiter: Falls an einer Ausnahme festgehalten wird, sei Abs. 2 wie folgt zu
ändern:

2 Auf eine gesonderte Vorabkontrolle kann in Ausnahmefällen verzichtet
werden, wenn die oder der Beauftragte im Gesetzgebungsverfahren eine der
Vorabkontrolle gleichwertige Prüfung der konkret festgelegten Datenbearbeitung
und der vorgesehenen Schutzmassnahmen vorgenommen hat und das
Umsetzungsvorhaben seither nicht wesentlich geändert wurde. Der Verzicht und
seine Gründe sind zu dokumentieren.

Gesetzgebungsverfahren regeln meist nur Grundzüge der konkreten
Datenbearbeitung. Konkrete Systeme, Schnittstellen, Anwendungsvorgaben und
technische Schutzmassnahmen werden oft erst später festgelegt. Ein
pauschaler Wegfall der Vorabkontrolle eröffnet deshalb einen zu grossen
Ermessensspielraum. Mindestens muss eine tatsächlich gleichwertige Prüfung
der konkreten Bearbeitung nachgewiesen werden.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 2 Zuständigkeit § 2 Abs. 1 und 3 seien wie folgt zu ändern:

1 Die Staatskanzlei führt ein zentrales kantonales AES-Verzeichnis für die
öffentlichen Organe der kantonalen Verwaltung gemäss § 6 Abs. 1 IDG.

3 Die weiteren öffentlichen Organe gemäss §6 Abs. 1 IDG legen die interne
Zuständigkeit zur Erfassung der Angaben selbst fest. Sie stellen die Angaben
gemäss §3 der Staatskanzlei standardisiert und maschinenlesbar zur Aufnahme
in das zentrale kantonale AES-Verzeichnis zur Verfügung. Sie können zusätzlich
ein eigenes Verzeichnis führen.

Für die Bürger:innen spielt es keine Rolle, ob eine staatliche Leistung durch den
Kanton, eine Gemeinde oder ein anderes öffentliches Organ erbracht wird. Sie
müssen an einem zentralen Ort feststellen können, wo algorithmische Systeme
ihre Rechte betreffen können. Ein Nebeneinander von PDF-Dateien und
kommunalen Webseiten erschwert Auffindbarkeit, Vergleichbarkeit und
Barrierefreiheit. Die interne Organisationsautonomie bleibt gewahrt.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 3 Inhalt § 3 Abs. 1 sei um folgende lit. h zu ergänzen:

h. die Entwicklerin oder den Entwickler, die Anbieterin oder den Anbieter sowie
die eingesetzte Produkt- und Versionsbezeichnung.

Die Herkunft eines Systems ist für die Beurteilung von Verantwortlichkeiten,
Abhängigkeiten, Interessenkonflikten und wiederkehrenden Risiken wesentlich.
Der Aufwand für diese Angabe ist gering, weil die Informationen bei Entwicklung
oder Beschaffung ohnehin vorhanden sein müssen. Bei Systemänderungen
ermöglicht die Versionsangabe zudem eine nachvollziehbare zeitliche
Zuordnung.
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Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 4 Überprüfung und
Aktualisierung

§ 4 Abs. 3 sei wie folgt zu ändern:

3 Algorithmische Entscheidsysteme, die das öffentliche Organ nicht mehr
einsetzt, sind mit dem Datum der Ausserbetriebnahme im Verzeichnis
entsprechend zu kennzeichnen. Wird ein System während einem Jahr nicht
mehr eingesetzt, entfernt das öffentliche Organ dieses aus dem Verzeichnis. Sie
bleiben während mindestens fünf Jahren nach der Ausserbetriebnahme im
Verzeichnis. Danach können sie entfernt werden; die archivrechtlichen Pflichten
bleiben vorbehalten.

Entscheidungen und Grundrechtseingriffe wirken über den Einsatzzeitraum
eines Systems hinaus. Betroffene Personen, Medien, Wissenschaft und
Parlamente müssen auch nachträglich nachvollziehen können, welches System
zu welchem Zeitpunkt eingesetzt wurde. Eine Entfernung nach nur einem Jahr
ist dafür zu früh. Die Kennzeichnung verhindert zugleich den falschen Eindruck,
das System sei weiterhin aktiv.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 5 Ausnahme für
sicherheitsrelevante AES

§ 5 sei zu streichen.

eventualiter: Falls an einer Ausnahme festgehalten wird, sei sie wie folgt zu
begrenzen:

1 Einzelne Angaben gemäss § 3 dürfen ausnahmsweise zurückgehalten
werden, wenn ihre Veröffentlichung eine konkrete, ernsthafte und unmittelbar
drohende Gefährdung der öffentlichen Sicherheit bewirken oder den
gesetzmässigen Zweck des Systems vereiteln würde. Titel, verantwortliches
Organ, allgemeiner Zweck, Rechtsgrundlage, Datum des ersten Einsatzes und
betroffene Grundrechte sind in jedem Fall zu veröffentlichen.

2 Der Verzicht auf einzelne Angaben ist schriftlich zu begründen, zu
dokumentieren und mindestens jährlich zu überprüfen. Auf die Aufnahme des
Systems als solche darf nicht verzichtet werden.

Gerade sicherheits- und polizeiliche Systeme können besonders tief in
Grundrechte der Bevölkerung eingreifen. Eine pauschale Möglichkeit, sogar die
Existenz eines Systems geheim zu halten, widerspricht dem Transparenzzweck
des gesetzlichen Verzeichnisses und schafft ein erhebliches Schlupfloch. Soweit
operative Details tatsächlich geschützt werden müssen, genügt eine eng
begrenzte, konkret begründete Ausnahme für einzelne Angaben.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 7 Inhalt §7 Abs. 1 sei um folgende lit. e und f zu ergänzen:

e. die Struktur der Informationen,

f. die Qualitätsmerkmale und den Aktualisierungsrhythmus.

Begründung

§15 Abs. 1 lit. c und e verlangt für die Metadaten offener Behördendaten
ausdrücklich Angaben zur Struktur der Informationen und zu den
Qualitätsmerkmalen; gemäss den Erläuterungen kann dazu auch der
Aktualisierungsrhythmus gehören. Es ist daher folgerichtig, diese Angaben
bereits im Datenkatalog vorzusehen. Sie sind sowohl für die externe
Nachnutzung als auch für die Mehrfachnutzung innerhalb der Verwaltung von
Bedeutung und erleichtern die Einordnung und Weiterverwendung der
Informationsbestände.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 10 Grundsätze der
Veröffentlichung a.
allgemein

§ 10 Abs. 1 sei wie folgt zu ergänzen:

¹ Die öffentlichen Organe veröffentlichen offene Behördendaten zeitnah, in
maschinenlesbarer Form, in einem offenen Format und unter klar bezeichneten
offenen Nutzungsbedingungen.

Maschinenlesbarkeit und offene Formate genügen nicht, wenn die rechtlichen
Nutzungsbedingungen unklar bleiben. Klar bezeichnete offene
Nutzungsbedingungen schaffen Rechtssicherheit und ermöglichen eine
möglichst freie Weiterverwendung der Daten. Dabei sollen nach Möglichkeit
standardisierte offene Lizenzen verwendet werden.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 12 Ausnahmen von der
Veröffentlichungspflicht

§ 12 Abs. 1 lit. a sei wie folgt zu fassen:

a. Personendaten, wenn keine gesetzliche Grundlage für ihre Veröffentlichung
und uneingeschränkte Nutzung besteht oder überwiegende private Interessen
entgegenstehen

Ein absoluter Ausschluss geht über die gesetzliche Interessenabwägung hinaus
und erfasst im Zürcher Recht auch Daten juristischer Personen. Es bestehen
rechtmässig öffentliche Personendaten und Registerinformationen, an deren
breiter Verfügbarkeit ein erhebliches öffentliches Interesse bestehen kann.
Datenschutz und besondere Geheimhaltungspflichten bleiben durch die
verlangte gesetzliche Grundlage, die Interessenabwägung und nötigenfalls die
Anonymisierung gewährleistet.
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Bereich Kapitel Antrag / Bemerkung Begründung

Durch eine entsprechende Anpassung von §16 Abs. 2 und § 19 Abs. 1 (vgl.
folgende Anträge) ist diese Interessensabwägung noch hervorzuheben:

§ 16 Abs. 2 und § 19 Abs. 1 seien entsprechend anzupassen:

Die öffentlichen Organe stellen sicher, dass Personendaten nur veröffentlicht
werden, wenn ihre Veröffentlichung und uneingeschränkte Nutzung aufgrund
einer gesetzlichen Grundlage zulässig ist und keine überwiegenden privaten
Interessen entgegenstehen. Andernfalls anonymisieren sie die Informationen.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 13 Prüfung § 13 Abs. 1 sei wie folgt zu ergänzenn:

1 Die öffentlichen Organe prüfen regelmässig, ob sie Informationen als offene
Behördendaten veröffentlichen müssen. Dabei berücksichtigen sie Vorschläge
Dritter.

Der Wert eines Datensatzes zeigt sich häufig erst in der konkreten Nutzung.
Verwaltungsorgane können die Bedürfnisse der Bevölkerung,Wissenschaft und
anderen öffentlichen Organen nicht vollständig antizipieren. Vorschläge Dritter
sind deshalb ein sachgerechter und niederschwelliger Input für die
Veröffentlichungspraxis.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 16 Erstmalige
Veröffentlichung a.
Aufbereitung und
Übermittlung der
Metadaten

§ 16 Abs. 2 sei entsprechend anzupassen:

Die öffentlichen Organe stellen sicher, dass Personendaten nur veröffentlicht
werden, wenn ihre Veröffentlichung und uneingeschränkte Nutzung aufgrund
einer gesetzlichen Grundlage zulässig ist und keine überwiegenden privaten
Interessen entgegenstehen. Andernfalls anonymisieren sie die Informationen.

Ein absoluter Ausschluss geht über die gesetzliche Interessenabwägung hinaus
und erfasst im Zürcher Recht auch Daten juristischer Personen. Es bestehen
rechtmässig öffentliche Personendaten und Registerinformationen, an deren
breiter Verfügbarkeit ein erhebliches öffentliches Interesse bestehen kann.
Datenschutz und besondere Geheimhaltungspflichten bleiben durch die
verlangte gesetzliche Grundlage, die Interessenabwägung und nötigenfalls die
Anonymisierung gewährleistet.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 19 b.
datenschutzrechtliche
Überprüfung

§ 19 Abs. 1 sei entsprechend anzupassen:

Die öffentlichen Organe stellen sicher, dass Personendaten nur veröffentlicht
werden, wenn ihre Veröffentlichung und uneingeschränkte Nutzung aufgrund
einer gesetzlichen Grundlage zulässig ist und keine überwiegenden privaten
Interessen entgegenstehen. Andernfalls anonymisieren sie die Informationen.

Ein absoluter Ausschluss geht über die gesetzliche Interessenabwägung hinaus
und erfasst im Zürcher Recht auch Daten juristischer Personen. Es bestehen
rechtmässig öffentliche Personendaten und Registerinformationen, an deren
breiter Verfügbarkeit ein erhebliches öffentliches Interesse bestehen kann.
Datenschutz und besondere Geheimhaltungspflichten bleiben durch die
verlangte gesetzliche Grundlage, die Interessenabwägung und nötigenfalls die
Anonymisierung gewährleistet.

Rückmeldungen zum
Entwurf

§ 24 Freiwillige
Veröffentlichung

§ 24 Abs. 1 sei wie folgt zu präzisieren:

1 Öffentliche Organe ausserhalb der kantonalen Verwaltung, insbesondere
Gemeinden, selbstständige öffentlich-rechtliche Anstalten und Körperschaften
sowie mit öffentlichen Aufgaben betraute Private, soweit sie öffentliche Organe
gemäss § 6 Abs. 1 IDG sind, können offene Behördendaten im Datenkatalog
veröffentlichen.

Die Erläuterungen nennen insbesondere Gemeinden, der Wortlaut bleibt jedoch
abstrakt. Eine nicht abschliessende Präzisierung schafft Klarheit und fördert
eine breite Nutzung des kantonalen Datenkatalogs.

Rückmeldungen zu den
Entwürfen

Keine Antwort Keine Antwort

Auswirkungen,
voraussichtliches
Inkrafttreten

Keine Antwort Keine Antwort
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